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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Hessen
Sozialgericht Sozialgericht Marburg
Sachgebiet Sozialhilfe
Abteilung -
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Freibetrag von Renteneinkommen

zusätzliche Altersvorsorge
Grundrente
Verfassungsmäßigkeit

Leitsätze Die Regelungen in § 82 Abs. 4, 5 SGB XII
und in § 82a SGB XII zur Absetzung von
Freibeträgen von Einkommen aus
zusätzlicher Altersvorsorge und von
Einkommen aus der gesetzlichen
Rentenversicherung bei ausreichend
Grundrentenzeiten verstoßen nicht gegen
das Gleichbehandlungsgebot des
Grundgesetzes.

Normenkette § 82 Abs. 4 SGB XII
§ 82 Abs. 5 SGB XII
§ 82a SGB XII
Art. 3 Abs. 1 GG

1. Instanz

Aktenzeichen S 9 SO 27/22
Datum 23.05.2023

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

Die Klage wird abgewiesen.

Die Beteiligten haben einander keine Kosten zu erstatten.

Tatbestand
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Die im November 1963 geborene, erwerbsgeminderte KlÃ¤gerin begehrt hÃ¶here
Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Dritten Kapitel des SGB XII. Sie bezieht von der
Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See eine Witwenrente und von
der Deutschen Rentenversicherung Hessen seit dem 01. August 2019 eine
befristete Rente wegen voller Erwerbsminderung.

Am 18. Juni 2019 hatte sie bei dem Beklagten ergÃ¤nzende Leistungen beantragt,
da die Renten in HÃ¶he von 163,26 â�¬ (Erwerbsminderungsrente) und 167,30 â�¬
(Witwenrente) ihren Lebensunterhalt nicht deckten. Der Beklagte hat Hilfe zum
Lebensunterhalt ab Juli 2019 bewilligt (Bescheid vom 15. Juli 2019, ersetzt durch
den Abhilfebescheid â�� im Hinblick auf die HÃ¶he der Unterkunftskosten â�� vom
19. November 2020; Ã�nderungsbescheid vom 14. Januar 2021 ab Januar 2021).
Von dem Gesamtbedarf aus jeweiligem Regelbedarf, Mehrbedarf fÃ¼r
Warmwasserbereitung und Unterkunftskosten hat er die Renten in jeweils
nachgewiesener voller HÃ¶he abgesetzt.Â 

Am 19. Juli 2021 beantragte die KlÃ¤gerin die Ã�berprÃ¼fung der
Leistungsbescheide ab Juli 2019. Nach der Neufassung des Â§ 82 Abs. 4 SGB XII
zum 01. Januar 2018 stÃ¼nden ihr anrechnungsfrei 100,00 â�¬ auf alle
Rentenarten zu.

Nach AnhÃ¶rung mit Schreiben vom 20. Juli 2021 lehnte der Beklagte den Antrag
mit Bescheid vom 30. August 2021 ab. Die gesetzlichen Voraussetzungen fÃ¼r die
Absetzung eines Freibetrages von dem Renteneinkommen der KlÃ¤gerin lÃ¤gen
nicht vor, da sie nicht Ã¼ber EinkÃ¼nfte aus zusÃ¤tzlicher Altersvorsorge wie
Riesterrente oder eine betriebliche Altersvorsorge verfÃ¼ge.Â 

Dagegen erhob die KlÃ¤gerin am 17. September 2021 Widerspruch und machte
geltend, dass seit der Neufassung des Â§ 82 SGB XII 100 â�¬ auf alle Rentenarten
anrechnungsfrei seien. Das gelte auch fÃ¼r die Erwerbsminderungsrente.
AuÃ�erdem habe ihr die Deutsche Rentenversicherung bestÃ¤tigt, dass ihr 30 â�¬
anrechnungsfrei fÃ¼r gesetzlich vorgeschriebene Versicherungen zustÃ¼nden.Â 

Mit Widerspruchsbescheid vom 29. MÃ¤rz 2022 wies der Beklagte den Widerspruch
der KlÃ¤gerin zurÃ¼ck. Die von ihr bezogenen Renten gehÃ¶rten als Einkommen
nach Â§ 82 Abs. 1 SGB XII zu den anrechenbaren EinkÃ¼nften.
AusnahmetatbestÃ¤nde von der Anrechnung seien nicht erfÃ¼llt. Aufwendungen,
die gemÃ¤Ã� Â§ 82 Abs. 2 SGB XII abzusetzen wÃ¤ren, seien nicht nachgewiesen
worden. Ein Freibetrag gemÃ¤Ã� Â§ 82 Abs. 4 SGB XII sei nicht zu
berÃ¼cksichtigen, weil die Voraussetzungen der Anrechnungsfreiheit nicht
vorlÃ¤gen. Abzusetzen sei ein Freibetrag von einer zusÃ¤tzlichen Altersvorsorge.
Bei den von der WiderspruchsfÃ¼hrerin bezogenen Renten handele es sich jedoch
um gesetzliche Renten und nicht um eine zusÃ¤tzliche Altersvorsorge, deren
Voraussetzungen in Absatz 5 der Vorschrift beschrieben wÃ¼rden.Â 

Dagegen hat die KlÃ¤gerin am 02. Mai 2022 Klage erhoben. Es komme zwar in
Betracht, dass nach den zitierten gesetzlichen Vorgaben die Zuerkennung des dort
normierten Freibetrages nicht mÃ¶glich sei. Die KlÃ¤gerin vertrete jedoch die
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Auffassung, dass durch diese Form der Gesetzesnormierung verfassungsrechtliche
GrundsÃ¤tze verletzt wÃ¼rden. Die KlÃ¤gerin, die tatsÃ¤chlich nicht Ã¼ber eine
private Zusatzrente verfÃ¼ge und auch keine rentenrechtliche Wartezeit erfÃ¼lle,
sei aufgrund ihrer gesundheitlichen EinschrÃ¤nkungen, die zu einer dauerhaften
ErwerbsunfÃ¤higkeit fÃ¼hrten, nicht mehr in der Lage, diese Voraussetzungen
durch weitere Renteneinzahlungen von sich aus zu erfÃ¼llen. Da es sich um die
GewÃ¤hrung von sozialstaatlich garantierten Leistungen zur Sicherung der
GrundbedÃ¼rfnisse auf der Grundlage des Existenzminimums handele, erscheine
die gesetzliche Regelung der Zuerkennung von RentenfreibetrÃ¤gen nur allein fÃ¼r
die vom Gesetzgeber ausgewÃ¤hlten Personenkreise als willkÃ¼rlich und
unwirksam. Es fÃ¼hre zu einer nicht hinnehmbaren Ungerechtigkeit, wenn
aufgrund gesundheitlicher EinbuÃ�en ein BeschÃ¤ftigter gar keiner BeschÃ¤ftigung
mehr nachgehen kann und somit nicht mehr in der Lage sei, aus seinem
Einkommen am Existenzminimum Ã¼berhaupt noch Einzahlungen fÃ¼r eine
Privatvorsorge aufzubringen. Aus KlÃ¤gersicht sei dieser Fall durch den
Gesetzgeber nicht hinreichend bedacht wurden und fÃ¼hre im Ergebnis zu
Grundrechtsverletzungen.

Die KlÃ¤gerin beantragt,
1.Â Â  Â Der Bescheid des Beklagten vom 30. August 2021 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 29. MÃ¤rz 2022 wird aufgehoben.Â 
2.Â Â  Â Der Beklagte wird verpflichtet, die Bescheide vom 19. November 2020 und
vom 14. Januar 2021 zu Ã¤ndern und der KlÃ¤gerin ab dem 1. Juli 2019 hÃ¶here
Hilfe zum Lebensunterhalt unter BerÃ¼cksichtigung eines Freibetrages von ihrem
Renteneinkommen entsprechend Â§ 82 Abs. 4 SGB XII zu gewÃ¤hren.Â 

Der Beklagte beantragt,
die Klage abzuweisen.

Er wiederholt und vertieft die AusfÃ¼hrungen in dem Widerspruchsbescheid. Auf
der gesetzlichen Grundlage sei die BerÃ¼cksichtigung eines Freibetrages nicht
mÃ¶glich. Die Ã�berprÃ¼fung der VerfassungsmÃ¤Ã�igkeit der gesetzlichen
Regelung falle nicht in die ZustÃ¤ndigkeit des Beklagten. Dieser sei an die
gesetzlichen Bestimmungen gebunden. Die Hilfe zum Lebensunterhalt werde somit
in gesetzlicher HÃ¶he erbracht.

Die Beteiligten haben sich mit SchriftsÃ¤tzen vom 02. Dezember 2022 (KlÃ¤gerin)
und vom 08. Dezember 2022 (Beklagter) mit einer Entscheidung des Gerichts ohne
mÃ¼ndliche Verhandlung einverstanden erklÃ¤rt.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt
von Gerichts- und Verwaltungsakte Bezug genommen, der Gegenstand der
Beratung und Entscheidungsfindung gewesen ist.
Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Das Gericht durfte gemÃ¤Ã� Â§ 124 Abs. 2 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) ohne
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mÃ¼ndliche Verhandlung entscheiden, nachdem die Beteiligten sich damit
ausdrÃ¼cklich einverstanden erklÃ¤rt haben.

Die als kombinierte Anfechtungs-, Verpflichtungs- und Leistungsklage statthafte und
auch im Ã�brigen zulÃ¤ssige Klage ist unbegrÃ¼ndet. Die KlÃ¤gerin hat keinen
Anspruch auf Aufhebung des angegriffenen Ã�berprÃ¼fungsbescheides in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides und Verpflichtung des Beklagten zur
Ã�nderung seiner Leistungsbescheide vom 19. November 2020 und vom 14. Januar
2021 sowie GewÃ¤hrung hÃ¶herer Hilfe zum Lebensunterhalt.

GemÃ¤Ã� Â§ 44 Abs. 1 Satz 1 SGB X ist ein Verwaltungsakt, auch nachdem er
unanfechtbar geworden ist, mit Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit
zurÃ¼ckzunehmen, soweit sich im Einzelfall ergibt, dass bei seinem Erlass das
Recht unrichtig angewandt oder von einem Sachverhalt ausgegangen worden ist,
der sich als unrichtig erweist, und soweit deshalb Sozialleistungen zu Unrecht nicht
erbracht oder BeitrÃ¤ge zu Unrecht erhoben worden sind.

FÃ¼r LeistungszeitrÃ¤ume im Jahr 2019 Ist eine Ã�nderung und GewÃ¤hrung
hÃ¶herer Leistungen bereits wegen Â§ 116 Nr. 2 SGB XII ausgeschlossen. Danach
gilt Â§ 44 des Zehnten Buches mit der MaÃ�gabe, dass anstelle des Zeitraums von
vier Jahren nach Absatz 4 Satz 1 ein Zeitraum von einem Jahr tritt. Nach Â§ 44 Abs.
4 Satz 1 SGB X werden Sozialleistungen nach den besonderen Teilen dieses
Gesetzbuches bei RÃ¼cknahme eines Verwaltungsakts mit Wirkung fÃ¼r die
Vergangenheit lÃ¤ngstens fÃ¼r einen Zeitraum von bis zu vier Jahren vor der
RÃ¼cknahme erbracht, wobei der Zeitpunkt der RÃ¼cknahme von Beginn des
Jahres an gerechnet wird, in dem der Verwaltungsakt zurÃ¼ckgenommen wird, bei
RÃ¼cknahme auf Antrag von Beginn des Jahres der Antragstellung an, Â§ 44 Abs. 4
Satz 2, 3 SGB X. Angesichts des hier am 19. Juli 2021 gestellten Antrags kÃ¶nnte
eine RÃ¼cknahme somit frÃ¼hestens ab dem 01. Januar 2020 erfolgen.

UnabhÃ¤ngig davon hat die KlÃ¤gerin auch dem Grunde nach keinen Anspruch auf
RÃ¼cknahme der bestandskrÃ¤ftig gewordenen Bescheide und Zahlung hÃ¶herer
Leistungen, denn der Beklagte ist weder von einem falschen Sachverhalt
ausgegangen noch hat er das Recht unrichtig angewandt. Die Bescheide waren
vielmehr rechtmÃ¤Ã�ig.

GemÃ¤Ã� Â§ 19 Abs. 1 i. V. m. Â§ 27 Abs. 1 SGB XII ist Personen Hilfe zum
Lebensunterhalt nach dem Dritten Kapitel zu leisten, die ihren notwendigen
Lebensunterhalt nicht oder nicht ausreichend aus eigenen KrÃ¤ften und Mitteln,
insbesondere aus ihrem Einkommen und VermÃ¶gen, bestreiten kÃ¶nnen. Eigene
Mittel sind nach Â§ 27 Abs. 2 Satz 1 SGB XII insbesondere das eigene Einkommen
und VermÃ¶gen. Der fÃ¼r die GewÃ¤hrleistung des Existenzminimums notwendige
Lebensunterhalt umfasst nach Â§ 27a Abs. 1 Satz 1 SGB XII insbesondere
ErnÃ¤hrung, Kleidung, KÃ¶rperpflege, Hausrat, Haushaltsenergie ohne die auf
Heizung und Erzeugung von Warmwasser entfallenden Anteile, persÃ¶nliche
BedÃ¼rfnisse des tÃ¤glichen Lebens sowie Unterkunft und Heizung.Â 

Der Beklagte hat der Ermittlung des Leistungsanspruchs der KlÃ¤gerin jeweils in
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korrekter HÃ¶he den Regelbedarf, den Mehrbedarf fÃ¼r Warmwasserbereitung und
â�� seit dem Abhilfebescheid vom 19. November 2020 â�� ihre vollstÃ¤ndigen
Unterkunftskosten zugrunde gelegt, Â§Â§ 27a, 28, 30 Abs. 7, 35 SGB XII. Davon hat
er zu Recht die bezogenen Renten als vorrangig einzusetzende eigene Mittel
abgezogen, Â§ 27 Abs. 1, 2 i. V. m. Â§ 82 Abs. 1 Satz 1 SGB XII, um den
verbleibenden Bedarf zu ermitteln.

Soweit die KlÃ¤gerin mit ihrem Widerspruch vorgetragen hat, ihr stÃ¼nde ein
Betrag von 30,00 â�¬ fÃ¼r Versicherungen zu, gilt dieser Absetzbetrag nur fÃ¼r
Leistungen nach dem SGB II (Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende, dort nach Â§
11b Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 i. V. m. Â§ 6 Abs. 1 Nr. 1 der Arbeitslosengeld II/Sozialgeld-
Verordnung; jeweils in der Fassung bis 31. Dezember 2022). Im SGB XII ist kein
derartiger Abzug einer Versicherungspauschale vorgesehen. Absetzungen sind hier
bei tatsÃ¤chlich anfallenden und nachgewiesenen Versicherungen mÃ¶glich, Â§ 82
Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 SGB XII, die von der KlÃ¤gerin jedoch nicht angegeben wurden.

Von dem Renteneinkommen sind auch keine FreibetrÃ¤ge nach Â§ 82 Abs. 4 und
Abs. 5 SGB XII und ebenso wenig nach Â§ 82a SGB XII abzusetzen.Â 

Nach Â§ 82 Abs. 4 SGB XII ist bei der Hilfe zum Lebensunterhalt und Grundsicherung
im Alter und bei Erwerbsminderung ein Betrag von 100 Euro monatlich aus einer
zusÃ¤tzlichen Altersvorsorge der Leistungsberechtigten zuzÃ¼glich 30 vom
Hundert des diesen Betrag Ã¼bersteigenden Einkommens aus einer zusÃ¤tzlichen
Altersvorsorge der Leistungsberechtigten, hÃ¶chstens jedoch 50 vom Hundert der
Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu Â§ 28 abzusetzen. Nach Absatz 5 der
Vorschrift ist Einkommen aus einer zusÃ¤tzlichen Altersvorsorge im Sinne des
Absatzes 4 jedes monatlich bis zum Lebensende ausgezahlte Einkommen, auf das
der Leistungsberechtigte vor Erreichen der Regelaltersgrenze auf freiwilliger
Grundlage AnsprÃ¼che erworben hat und das dazu bestimmt und geeignet ist, die
Einkommenssituation des Leistungsberechtigten gegenÃ¼ber mÃ¶glichen
AnsprÃ¼chen aus Zeiten einer Versicherungspflicht in der gesetzlichen
Rentenversicherung nach den Â§Â§ 1 bis 4 des Sechsten Buches, nach Â§ 1 des
Gesetzes Ã¼ber die Alterssicherung der Landwirte, aus beamtenrechtlichen
VersorgungsansprÃ¼chen und aus AnsprÃ¼chen aus Zeiten einer
VersicherungsÂ¬pflicht in einer Versicherungs- und Versorgungseinrichtung, die
fÃ¼r AngehÃ¶rige bestimmter Berufe errichtet ist, zu verbessern. Als Einkommen
aus einer zusÃ¤tzlichen Altersvorsorge gelten auch laufende Zahlungen aus einer
betrieblichen Altersversorgung im Sinne des Betriebsrentengesetzes, einem nach Â§
5 des AltersvorsorgevertrÃ¤ge-Zertifizierungsgesetzes zertifizierten
Altersvorsorgevertrag und einem nach Â§ 5a des AltersvorsorgevertrÃ¤ge-
Zertifizierungsgesetzes zertifizierten Basisrentenvertrag.Â 

Die KlÃ¤gerin verfÃ¼gt jedoch nicht Ã¼ber eine zusÃ¤tzliche Altersvorsorge.

Nach Â§ 82a SGB XII wird von RenteneinkÃ¼nften aus der gesetzlichen Rente ein
Freibetrag in gleicher HÃ¶he fÃ¼r Personen abgesetzt, die mindestens 33 Jahre an
Grundrentenzeiten nach Â§ 76g Abs. 2 SGB VI oder in gleichgestellten
Versorgungssystemen erreicht haben. An rentenrechtlichen Zeiten sind in dem
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Versicherungsverlauf der KlÃ¤gerin bis zum Eintritt der Erwerbsminderung
insgesamt lediglich 92 Monate (= 7 Jahre und 8 Monate) Pflichtbeitragszeiten und
danach 126 Monate (= 10 Jahre und 6 Monate) Zurechnungszeiten ab Eintritt der
Erwerbsminderung festgestellt, so dass es auf die Qualifizierung der Zeiten im
Einzelnen nicht ankommt; 33 Jahre werden keinesfalls erreicht.

Dass die Voraussetzungen der gesetzlichen Freibetragsregelungen nicht vorliegen,
ist zwischen den Beteiligten unstreitig und bedarf daher keiner weiteren
AusfÃ¼hrungen.

Eine entsprechende Anwendung der Vorschriften auf die Situation der KlÃ¤gerin
kommt angesichts der ausdrÃ¼cklichen gesetzgeberischen Regelungen, die
bewusst und gezielt bestimmte PrivilegierungstatbestÃ¤nde geschaffen haben,
nicht in Betracht. Eine fÃ¼r eine analoge Anwendung erforderliche planwidrige
RegelungslÃ¼cke besteht hier nicht.

Das Gericht ist auch nicht der Ã�berzeugung, dass diese unter konkreten
Gesichtspunkten erfolgten Privilegierungen und umgekehrt die
NichtberÃ¼cksichtigung eines entsprechenden Freibetrages bei der KlÃ¤gerin
verfassungswidrig ist, so dass das Verfahren auszusetzen und dem
Bundesverfassungsgericht (BVerfG) gemÃ¤Ã� Art. 100 Abs. 1 Satz 1 des
Grundgesetzes (GG) zur Entscheidung vorzulegen wÃ¤re.

ZunÃ¤chst bestehen bereits in tatsÃ¤chlicher Hinsicht keine Anhaltspunkte fÃ¼r
den Vortrag der KlÃ¤gerin, sie werde deshalb ungerecht behandelt, weil sie gerade
aus gesundheitlichen GrÃ¼nden in Zusammenhang mit ihrer Erwerbsminderung
nicht in der Lage sei, eine zusÃ¤tzliche Altersvorsorge aufzubauen oder
grundrentenfÃ¤hige Zeiten zu erlangen. Der Versicherungsfall fÃ¼r ihre
Erwerbsminderungsrente wurde mit dem 03. Januar 2019 festgestellt. Nach 17
Monaten Pflichtbeitragszeiten bis September 1982 vor der Geburt ihrer Kinder und
sodann wegen Kindererziehung und Mutterschutz weist der Versicherungsverlauf
ausschlieÃ�lich Zeiten geringfÃ¼giger nicht versicherungspflichtiger
BeschÃ¤ftigungen sowie â�� mit Ausnahme von 12 Monaten im Jahr 2016 â�� nur
noch Pflichtbeitragszeiten wegen Sozialleistungsbezuges auf. FÃ¼r Zeiten im
November 1982 und von Juni 1985 bis November 1992 konnten
BerÃ¼cksichtigungszeiten wegen Kindererziehung nicht anerkannt werden, weil die
KlÃ¤gerin eine mehr als geringfÃ¼gige selbstÃ¤ndige TÃ¤tigkeit ausgeÃ¼bt habe
und keine PflichtbeitrÃ¤ge vorhanden seien. Auch freiwillige BeitrÃ¤ge hat sie
wÃ¤hrenddessen nicht gezahlt. Dass die KlÃ¤gerin irgendwann vor Beginn ihrer
Erkrankung auÃ�er der gesetzlichen Pflichtversicherung eine eigene Altersvorsorge
aus ihrer ErwerbstÃ¤tigkeit oder aus unabhÃ¤ngig davon gezahlten eigenen
BeitrÃ¤gen betrieben hÃ¤tte, ist nicht erkennbar. Daher ist auch nicht
nachvollziehbar, dass sie daran spÃ¤ter gerade wegen ihrer Erkrankung gehindert
gewesen sein sollte. Der Gesetzgeber wÃ¤re darÃ¼ber hinaus auch nicht
verpflichtet, jegliche durch das Schicksal einer Erkrankung eintretenden Nachteile
bei Betroffenen auszugleichen. Der verfassungsrechtlich erforderliche Ausgleich der
gesundheitsbedingt fehlenden Einnahmen erfolgt Ã¼ber die GewÃ¤hrung der
Erwerbsminderungsrente und, wo diese nicht ausreicht, ergÃ¤nzend die Bewilligung
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von Sozialhilfeleistungen.Â 

Aber auch unabhÃ¤ngig davon sind die Freibetragsregelungen zur Ã�berzeugung
der Kammer nicht verfassungswidrig; insbesondere liegt kein VerstoÃ� gegen den
allgemeinen Gleichheitsgrundsatz aus Art. 3 Abs. 1 GG vor.

Nach stÃ¤ndiger Rechtsprechung des BVerfG folgt aus dem Gebot des Art. 3 Abs. 1
GG, alle Menschen vor dem Gesetz gleich zu behandeln, dass wesentlich Gleiches
gleich und wesentlich Ungleiches ungleich zu behandeln ist. Damit ist dem
Gesetzgeber allerdings nicht jede Differenzierung untersagt. Wenn eine Regelung
zu einer Ungleichheit fÃ¼hrt, bedarf dies jedoch stets der Rechtfertigung durch
SachgrÃ¼nde, die dem Ziel der Regelung und dem AusmaÃ� der damit
verbundenen Ungleichheit angemessen sind. Der dabei zu beachtende, am
Grundsatz der VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeit orientierte verfassungsrechtliche
PrÃ¼fungsmaÃ�stab lÃ¤sst sich nicht abstrakt, sondern nur nach den jeweils
betroffenen unterschiedlichen Sach- und Regelungsbereichen bestimmen. Er reicht
von auf das WillkÃ¼rverbot beschrÃ¤nkten Bindungen bis hin zu strengen
VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeitsanforderungen. Die Bindung des Gesetzgebers ist umso
strenger, je eher Freiheitsrechte betroffen und je weniger die zur Ungleichheit
fÃ¼hrenden Merkmale fÃ¼r die Einzelnen verfÃ¼gbar sind (vgl. etwa BVerfG,
BeschlÃ¼sse vom 28. April 2022, Az. 1 BvL 12/20, Rn. 9, 10 m. w. N.; und vom 27.
Juli 2016, Az. 1 BvR 371/11, Rn. 69 m. w. N.; sÃ¤mtliche Zitate nach juris). Im
Bereich der gewÃ¤hrenden StaatstÃ¤tigkeit besteht regelmÃ¤Ã�ig ein weiter
Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers, der entsprechend zurÃ¼ckhaltend
verfassungsrechtlich zu Ã¼berprÃ¼fen ist. Insbesondere prÃ¼ft das
Bundesverfassungsgericht â�� und damit auch das Sozialgericht bei der Frage der
Vorlagepflicht â�� nicht, ob der Gesetzgeber im Einzelnen die zweckmÃ¤Ã�igste,
vernÃ¼nftigste oder gerechteste LÃ¶sung gefunden hat (vgl. BVerfG Az. 1 BvL
12/20, Rn. 19; ebenso bereits Urteil vom 23. Januar 1990, Az. 1 BvL 44/86, Rn. 167;
Beschluss vom 10. Dezember 1985, Az. 2 BvL 18/83, Rn. 51). Gerade dies ist
Gegenstand insbesondere der sozialpolitischen Diskussion, nicht aber des
Verfassungsrechts.

Vorliegend wird die KlÃ¤gerin zwar anders behandelt als Versicherte, die entweder
die Voraussetzungen des Â§ 82a SGB XII mit mindestens 33 Jahren
Grundrentenzeiten erfÃ¼llen oder aber Betroffene, die neben ihrer gesetzlichen
Altersvorsorge freiwillig zusÃ¤tzlich vorgesorgt haben. Jedoch ist diese
unterschiedliche Behandlung nach den dargestellten GrundsÃ¤tzen nicht
verfassungswidrig.Â 

Dabei kann dahingestellt bleiben, ob an die Regelungen Ã¼ber das reine
WillkÃ¼rverbot hinausgehende Anforderungen zu stellen sind, denn der
Gesetzgeber hat mit den genannten PrivilegierungstatbestÃ¤nden jedenfalls jeweils
einen hinreichend gewichtigen Zweck verfolgt. Dass er keine darÃ¼ber
hinausgehenden Privilegierungen vorgenommen hat, obliegt seiner
gesetzgeberischen Gestaltungsfreiheit im Rahmen der GewÃ¤hrung von
Sozialleistungen (BVerfG a. a. O.). Aus Art. 1 Abs. 1 i. V. m. Art. 20 Abs. 1 GG ergibt
sich ein Anspruch auf Sicherung des soziokulturellen Existenzminimums (vgl.
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BVerfG, Urteil vom 09. Februar 2010, Az. 1 BvL 1/09, Rn. 133ff). Dieser ist jedoch
gedeckt, wenn Betroffenen insgesamt Einnahmen zustehen, die in ihrer HÃ¶he den
Gesamtbedarf abdecken. Dem Gesetzgeber ist es verfassungsrechtlich nicht
verwehrt, existenzsichernde Sozialleistungen nur insoweit zur VerfÃ¼gung zu
stellen, wie Menschen ihre Existenz nicht vorrangig selbst sichern kÃ¶nnen (vgl.
BVerfG a. a. O., Az. 1 BvL 12/20 Rn. 21; Az. 1 BvR 371/11, Rn. 39; Urteile vom 09.
Februar 2010, Az. 1 BvL 1/09, Rn. 125; vom 05. November 2019, Az. 1 BvL 7/16, Rn.
123) Dementsprechend erfolgt eine Absetzung des eigenen Einkommens, weil im
Ergebnis der Berechtigten in der Summe aus eigenem Einkommen und
aufstockender Hilfe zum Lebensunterhalt Einnahmen in HÃ¶he ihres Gesamtbedarfs
zur VerfÃ¼gung stehen.

Die oben genannten PrivilegierungstatbestÃ¤nde fÃ¼hren dazu, dass den davon
Erfassten hÃ¶here Leistungen zustehen, also solche, die Ã¼ber den grundlegenden
Bedarf zur Sicherung des soziokulturellen Existenzminimums hinausgehen. In
diesem Bereich der GewÃ¤hrung zusÃ¤tzlicher Sozialleistungen hat der
Gesetzgeber wie ausgefÃ¼hrt einen weiten Gestaltungsspielraum. Wenn das
soziokulturelle Existenzminimum dem Grunde nach gedeckt ist, obliegt es seiner
EinschÃ¤tzung, welchen Personenkreis er unter welchen Voraussetzungen
zusÃ¤tzlich privilegieren will. Insoweit ist es jedenfalls nicht willkÃ¼rlich, sondern
dient zumindest einem legitimen Ziel, wenn er mit dem Gesetz zur StÃ¤rkung der
betrieblichen Altersvorsorge und zur Ã�nderung anderer Gesetze
(BetriebsrentenstÃ¤rkungsgesetz) vom 17. August 2017 (BGBl. I S. 3214) bezweckt
hat, die Verbreitung zusÃ¤tzlicher Altersvorsorge neben der gesetzlichen
Rentenversicherung gerade auch bei BeschÃ¤ftigten mit geringem Einkommen zu
fÃ¶rdern und flankierend dazu durch den eingefÃ¼hrten Freibetrag ein
gesamtgesellschaftliches Signal setzen wollte, dass sich freiwillige Altersvorsorge in
jedem Fall lohnt (vgl. GesetzesbegrÃ¼ndung in BT-Drs. 780/16 S. 25f, 29f, 43ff; vgl.
auch Hessisches Landessozialgericht , Beschluss vom 05. Mai 2020, Az. L 4 SO
231/19 B, Rn. 8). Die Voraussetzungen des Freibetrages sind insofern auch
grundsÃ¤tzlich selbst beeinflussbar (anders als z. B. Alter oder Geschlecht),
wenngleich nicht zu verkennen ist, dass es gerade Menschen mit geringen
Einkommen umso schwerer fÃ¤llt, zusÃ¤tzlich Aufwendungen fÃ¼r eine
Altersvorsorge zu erbringen. Dennoch kÃ¶nnen sie darÃ¼ber grundsÃ¤tzlich selbst
entscheiden und der Gesetzgeber hat sich entschieden, gerade fÃ¼r diese
Personengruppe, die damit rechnen muss, mit einer spÃ¤teren Rente ihren
Lebensunterhalt nicht ohne aufstockende Grundsicherungsleistungen decken zu
kÃ¶nnen, durch den Freibetrag einen Anreiz fÃ¼r die ergÃ¤nzende Vorsorge zu
schaffen. Das obliegt seiner Beurteilung.

Ebenso ist es nicht willkÃ¼rlich, sondern dient einem legitimen sozialpolitischen
Ziel, wenn der Gesetzgeber mit der EinfÃ¼hrung des Freibetrags in Â§ 82a SGB XII
durch das Gesetz zur EinfÃ¼hrung der Grundrente fÃ¼r langjÃ¤hrige Versicherung
in der gesetzlichen Rentenversicherung mit unterdurchschnittlichem Einkommen
und fÃ¼r weitere MaÃ�nahmen zur ErhÃ¶hung der Alterseinkommen
(Grundrentengesetz) vom 12. August 2020 (BGBl. I S. 1879) Betroffene, die Ã¼ber
wesentliche Teile ihres Erwerbslebens grundrentenberechtigende AnsprÃ¼che
erworben und damit wesentliche Anstrengungen im Hinblick auf ihre eigene
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Existenzsicherung unternommen sowie wÃ¤hrend ihrer Beitragszahlungszeiten in
der Vergangenheit wie auch insbesondere durch Kindererziehung fÃ¼r die Zukunft
zur Finanzierung der gesetzlichen Rentenversicherung beigetragen haben,
gegenÃ¼ber solchen privilegiert, bei denen das nicht oder nur in geringem Umfang
der Fall war. Damit sollen gerade in den FÃ¤llen von geringen Arbeitsverdiensten
der tatsÃ¤chliche Einsatz der eigenen Arbeitskraft und darÃ¼ber hinaus sonstige
Leistungen im Interesse der gesamten Gesellschaft wie Kindererziehung und Pflege
von AngehÃ¶rigen oder anderen pflegebedÃ¼rftigen Menschen gewÃ¼rdigt werden
(vgl. GesetzesbegrÃ¼ndung in BT-Drs. 19/18473 S. 2, 21f). Der Freibetrag soll
dafÃ¼r sorgen, dass auch in den FÃ¤llen, in denen die Grundrente den
Grundsicherungsbedarf nicht deckt, eine Einkommensverbesserung erzielt und
vermieden wird, dass die Verbesserung in der Rente durch eine Anrechnung in den
bedarfsorientierten FÃ¼rsorgesystemen bzw. einkommensabhÃ¤ngigen
Sozialleistungen aufgezehrt wird (vgl. BT-Drs. 19/18473 S. 4, 23, 50).Â 

Ob diese WÃ¼rdigung erst ab der erheblichen Grenze von 33 grundrentenfÃ¤higen
Jahren einsetzen sollte oder nicht auch bereits frÃ¼her â�� ggf. mit abweichender
Gestaltung des Freibetrages â�� gerechtfertigt und â��gerechtâ�� wÃ¤re, ist
wiederum eine sozialpolitische Frage, die dem Gestaltungsspielraum des
Gesetzgebers unterfÃ¤llt. WillkÃ¼rlich ist die an den Voraussetzungen des
Anspruchs auf eine Grundrente nach Â§ 76g SGB VI orientierte Grenze jedenfalls
nicht.

Nach alledem entspricht die LeistungsgewÃ¤hrung den gesetzlichen Regelungen,
von deren Verfassungswidrigkeit die Kammer nicht Ã¼berzeugt ist. Die Klage war
daher abzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs. 1 SGG und folgt dem Ergebnis in
der Sache.
Â 

Erstellt am: 31.05.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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